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1
Die EBR-Richtlinie

1.1 INTENTIONEN

Die Richtlinie 94/45/EG (im Weiteren als
Richtlinie bezeichnet) wurde zunächst von
den Ländern des Europäischen Wirt-
schaftsraumes verabschiedet, wobei sich
das Vereinigte Königreich eine Ausstiegs-
möglichkeit aus dem Sozialpolitik-Proto-
koll des Maastrichter Vertrags vorbehielt.
Im Wesentlichen zielte die Richtlinie dar-
auf ab, die Unterrichtungs- und An-
hörungspflicht für Arbeitnehmer in EU-
weit operierenden Unternehmen sicherzu-
stellen. Das Autonomieprinzip der Be-
triebsparteien wurde in der Richtlinie
gewahrt, indem Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern gestattet wurde, Einzelheiten
über das Unterrichtungs- und Anhörungs-
verfahren innerhalb eines jeden Unterneh-
mens festzulegen.1 EBR bringen also Ar-
beitnehmervertreter aus Ländern, in denen
multinationale Unternehmen (MNU) tätig
sind, mit Führungskräften zum Zweck des
Informationsaustausches und der An-
hörung an einen Tisch zusammen.

Die Verabschiedung der Richtlinie stellt
den Abschluss einer langwierigen, umstrit-
tenen Kampagne zur Schaffung der EBR
dar. Die Europäische Kommission hatte
diese mit dem Ziel gefördert, transnationa-
le Unterrichtungs- und Anhörungsrechte
fest zu etablieren   und die Bildung neuer
Institutionen im Bereich der industriellen
Beziehungen zu unterstützen. Die Kom-
mission hatte nämlich die Befürchtung ge-
hegt, das transnationale Management
könnte nationale Unterrichtungs- und An-
hörungsrechte umgehen. Eine solche Um-

über ein rudimentäres Stadium hinaus
(Lamers 1998; Whittall 2000). Außerdem
legen die Analysen offen, dass eine Reihe
weiterer Faktoren den Inhalt der EBR-Ver-
einbarungen beeinflusst, unter anderem
das Herkunftsland des Unternehmens, der
Industriezweig, in dem es tätig ist, der Grad
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fektivität der EBR-Arbeit einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Dafür wurden insgesamt 473 EBR-Vertreter schriftlich zum Aufga-
benspektrum der Euro-Betriebsräte, zu ihren Beteiligungsmöglichkeiten im Prozess der Unternehmensumstrukturierung sowie über
den Abschluss transnationaler Vereinbarungen befragt.

gehungsstrategie sollte durch ein System
der transnationalen Information und An-
hörung erschwert werden. Zudem erhoffte
sich die Kommission eine größere Trans-
parenz der Aktivitäten multinationaler Un-
ternehmen. Die Lage spitzte sich zu, als vie-
le Unternehmen als Folge der Einführung
der Einheitlichen Europäischen Akte ihre
Restrukturierungsaktivitäten ausweiteten
(Jacquemin 1991; Emmons/Schmid 2002),
war doch die bis dahin geltende Gesetzge-
bung zur Unternehmensrestrukturierung
enger gefasst als die EBR-Richtlinie und re-
gelte zumeist Verfahrensfragen. Solche Re-
gelungen fanden Anwendung, wenn Ent-
lassungen eine bestimmte Größenordnung
erreichten oder auch im Falle des Über-
gangs eines Betriebes auf einen neuen Ei-
gentümer.2 An der Tatsache jedoch, dass
die Betriebsräte über keinerlei Rechte ver-
fügten, die Entscheidungen der Unterneh-
mensführung zu beeinflussen, änderte sich
auch durch die Einführung der neuen
Richtlinie nichts.

1.2 ZAGHAFTE IMPLEMENTATION

Durch die Verabschiedung der Richtlinie
stieg die Zahl der EBR auf fast 800, sodass
sich schätzungsweise 15.000 Arbeitneh-
mervertreter am Aufbau transnationaler
Einrichtungen beteiligten (Kerckhofs 2006).
Dieselbe Quelle verweist darauf, dass nur
etwa ein Drittel der Unternehmen im Gel-
tungsbereich der Richtlinie über einen EBR
verfügt. Auch zeigt sich, dass der Entwick-
lungsprozess der EBR gewissen Gesetz-
mäßigkeiten unterworfen ist. So steigern
die EBR-Vertreter beispielsweise die Ef-
fektivität dieser Einrichtung stufenweise 
(Lecher et al. 1999; Marginson et al. 1998).
Das Tempo dieser Entwicklung variiert je-
doch stark, und viele EBR kommen kaum
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1 Die Richtlinie definiert ein gemeinschaftsweit ope-
rierendes Unternehmen oder eine gemeinschafts-
weit operierende Unternehmensgruppe als ein
Unternehmen, das mindestens 1.000 Mitarbeiter
in den Mitgliedsstaaten beschäftigt, von denen je-
weils 150 in mindestens zwei verschiedenen Mit-
gliedsstaaten beschäftigt sein müssen. Artikel
2(1)(f) bestimmt, dass dem Anhörungsrecht
Genüge getan ist, wenn ein Meinungsaustausch
zwischen den Arbeitnehmervertretern und der
zentralen Leitung oder einer anderen, angemesse-
neren Leitungsebene erfolgt bzw. entsprechende
Dialogformen existieren. Außerdem geben die
subsidiären Bestimmungen im Anhang der Richt-
linie einen Rahmen vor mit Mindestvorschriften
über die Häufigkeit, den Zeitpunkt, die Dauer und
den Ablauf der Sitzungen sowie die Teilnehmer der
Sitzung. Auch gibt es Vorgaben zur Berichterstat-
tung, zu finanziellen Mitteln und der Materialaus-
stattung, die dem EBR zur Verfügung stehen.

2 Die früheren Maßnahmen waren enger gefasst
und schlossen die Richtlinie zu Massenentlassun-
gen (75/129/EC revidiert 92/56/EC) und die
Richtlinie zum Betriebsübergang ein (77/187/EC).
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der Internationalisierung von Produktion
und Belegschaft sowie der Einfluss natio-
naler und internationaler Gewerkschafts-
organisationen (Carley/Marginson 2000;
Marginson et al. 1998). Nachgewiesen wur-
de auch, dass Qualität und Umfang der Un-
terrichtungs- und Anhörungspraktiken
uneinheitlich sind, was zum Teil aus unter-
schiedlichen Inhalten der Vereinbarungen
resultiert, was aber auch die unterschiedli-
chen Einstellungen der EBR-Vertreter aus
den verschiedenen Ländern widerspiegelt
(Waddington 2003). Betrachtet man also
die unterschiedlichen Entwicklungspfade
der EBR sowie die unterschiedlichen Aus-
gangsbedingungen für ihre Gründung und
Aktivität, wird deutlich, dass die Richtlinie
bislang nicht dazu geführt hat, unter-
schiedliche Praktiken der Information und
Anhörung anzugleichen. Innerhalb dieser
Vielfalt der Beteiligungsformen erweist
sich die Entwicklung der EBR als umstrit-
ten. Dies könnte Konsequenzen haben, ins-
besondere dann, wenn die ursprünglichen
Ziele der Kommission den Kostensen-
kungsstrategien der Unternehmen zum
Opfer fallen sollten. Vor diesem Hinter-
grund nimmt dieser Beitrag die mit den
EBR in Verbindung gebrachten Ziele der
Kommission als Ausgangspunkt und un-
tersucht die Einstellungen von EBR-Mit-
gliedern in diesem umkämpften Terrain.

Die Verabschiedung der Richtlinie hat
auch eine Debatte darüber entfacht, ob die
darin getroffenen Vorgaben überhaupt
ausreichen, die von der Kommission ins
Auge gefassten Ziele zu erreichen. Kritiker
der Richtlinie führen ins Feld, die Regelung
sei „neo-voluntaristisch“3 (Falkner 1996)
und könne daher zu einem Abbau der 
nationalen Normen in den Arbeitsbezie-
hungen führen (Streeck 1997). Es wurde
argumentiert, die Richtlinie verstärke ein-
zelkämpferische Tendenzen in den Unter-
nehmen, da die dort vorgesehenen Verbin-
dungen zwischen den EBR und nationalen
Unterrichtungs- und Anhörungseinrich-
tungen nicht ausreichten (Keller 1995;
Streeck 1998). Im Gegensatz dazu betonten
die  Unterstützer der Richtlinie zum einen
die Intensivierung der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit und ihre Auswirkun-
gen auf die Politik (Platzer 1998). Zum 
anderen wurde auf die Möglichkeit zur ex-
pansiven Nutzung der Richtlinie hingewie-
sen. Dies könne entweder durch gesetzliche
Verordnungen oder durch Verhandlungen
zwischen den Sozialpartnern (inter-profes-
sionelle Ebene oder innerhalb der EBR in

multinationalen Unternehmen) geschehen
(Carley 2001; Dølvik 1997). Drei miteinan-
der verknüpfte  Fragen standen im Zen-
trum dieser Diskussion:

(1) Kann eine ausreichende Intensität der
Kommunikation und Vernetzung inner-
halb der EBR erreicht werden, insbesonde-
re wenn man bedenkt, dass zu einem
frühen Zeitpunkt abgeschlossene Verein-
barungen nur eine EBR-Vollversammlung
pro Jahr vorsahen?

(2) Kann eine angemessene Verbindung
zwischen den EBR-Mitgliedern und ihrer
Basis hergestellt werden? 

(3) Gelingt die Einbettung der EBR in ein
Gesamtsystem bestehend aus nationalen
Systemen der industriellen Beziehungen
(Betriebsräte, Tarifverhandlungen) und
europäischen Institutionen (sozialer Dia-
log, europäische Tarifkoordinierung) sowie
die Abgrenzung der einzelnen Elemente
voneinander?

Unsere Daten geben Hinweise zur Beant-
wortung dieser Fragen. Sie machen weiter-
hin deutlich, dass beachtliche Fortschritte
bei der Durchsetzung der ursprünglich von
der Kommission genannten Ziele gemacht
wurden. Auf einigen Gebieten führten die
befragten EBR-Mitglieder jedoch Defizite
bei den Vorgaben der Richtlinie und bei der
Arbeitsweise ihrer EBR an. Eine Qualitäts-
verbesserung der Partizipation könnte
demnach auf dem Wege einer Richtlinien-
revision oder der Neuaushandlung der ein-
zelnen EBR-Vereinbarungen erfolgen.

2
Methode und Stichprobe
der EBR-Analyse

Die folgenden Ergebnisse gehen auf eine
im Jahr 2005 durchgeführte Befragung von
EBR-Vertretern im Organisationsbereich
von sechs europäischen Gewerkschaftsver-
bänden (EGV) zurück. Die Fragebögen
wurden auf Basis einer disproportionalen
Stichprobe an Unternehmen verteilt, die
mit einem der EGV eine Vereinbarung über
die Einrichtung eines EBR getroffen hatten.
Unter Rückgriff auf die Kenntnisse der
EBR-Koordinatoren wurde eine Daten-
bank mit den Namen und Adressen der
EBR-Vertreter aus den ausgewählten Un-

ternehmen zusammengestellt. Da aber der
Kenntnisstand der Koordinatoren unter-
schiedlich war, ist davon auszugehen, dass
nicht alle Namen und Adressen von EBR-
Vertretern weitergegeben wurden. Der Fra-
gebogen wurde den EBR-Vertretern per
Post zugeschickt, insgesamt wurden 2.392
Fragebögen an EBR-Vertreter aus 196 ver-
schiedenen Unternehmen ausgegeben. Die
Rücklaufquote lag bei 19,8 % (= 473 Fra-
gebögen).

Da die überwältigende Mehrheit der
Antworten von Männern kam (397 oder
83,9 %), wird Geschlecht in der folgenden
Analyse nicht als zentrale Variable behan-
delt. Die Befragten waren zwischen 23 und
65 Jahre alt, der Median lag bei 50. Unter
den 473 Befragten waren nur 22 (4,7 %)
kein Mitglied einer  Gewerkschaft. Letztere
stammen in der  Mehrzahl aus Frankreich
und waren von der Gewerkschaft für den
EBR aufgestellt worden. Drei Variablen bil-
den den Kern der folgenden Analyse:

(1) Die erste Variable unterscheidet zwi-
schen einfachen EBR-Mitgliedern und den-
jenigen, die innerhalb des EBR eine Funk-
tion innehaben. Insgesamt 274 (57,9 %)
der Befragten waren Mitglieder eines EBR
und übten innerhalb des EBR keine Funk-
tion aus. Weitere 199 (42,1 %) der Befrag-
ten wurden als Funktionsträger eingestuft.
Von diesen 199 waren 58 Vorsitzende,
Geschäftsführer oder Präsidenten des EBR,
26 fungierten als stellvertretende Vorsit-
zende oder Vize-Präsidenten, 109 saßen im
besonderen Verhandlungsgremium (Select
Committee) oder einem vergleichbaren
Ausschuss und 29 übten eine andere Funk-
tion aus. Im Durchschnitt hatten EBR-Mit-
glieder an drei oder vier Versammlungen
des vollständigen EBR, die Funktionsträ-
ger jedoch an vier oder fünf solcher Treffen
teilgenommen.

(2) Die zweite Variable betrifft das Her-
kunftsland des Unternehmens. Diese Va-
riable umfasst zwei Kategorien: Unterneh-

3 Die EBR-Richtlinie bleibt auf mehreren Gebieten
vage: So wird z. B. „Unterrichtung“ nicht dahin-
gehend definiert, welche Form die Information ha-
ben sollte. Auch die Zeitpunkte für die notwendi-
gen Anhörungen werden nicht festgelegt. Die
Richtlinie gestattet daher den Sozialpartnern nicht
unerhebliche Verhandlungsspielräume. Bei der
Richtlinie handelt es sich also um ein Gesetz, das
seine Arbeitsparameter nicht genau definiert. Da-
rauf bezieht sich der Begriff „neo-voluntaristisch“.



562 WSI Mitteilungen 10/2006

men, die sich entweder in angelsächsi-
schem oder kontinentaleuropäischem Be-
sitz befinden. Die erste Kategorie umfasst
41 Unternehmen aus Großbritannien und
den Vereinigten Staaten. 101 EBR-Vertreter
aus dieser Kategorie haben Fragebögen
zurückgeschickt. Aus der zweiten – konti-
nentaleuropäischen – Kategorie füllten ins-
gesamt 358 Befragte aus 131 Unternehmen
die Fragebögen aus.

Die dritte Variable verbindet die Herkunft
des Unternehmens mit dem Heimatland
der EBR-Vertreter und umfasst ebenfalls
zwei Kategorien. Die „einheimischen Ver-
treter“ bilden die erste Kategorie. Hiermit
sind alle EBR-Vertreter gemeint, die in ei-
nem Unternehmen arbeiten, das aus ihrem
Heimatland stammt. Diese Kategorie um-
fasst 172 Befragte aus 10 Ländern. In die
zweite Kategorie gehören die „ausländi-
schen Vertreter“, das heißt diejenigen EBR-
Vertreter, die in einem Unternehmen ar-
beiten, dessen Herkunftsland nicht ihr 
Heimatland ist. Diese Kategorie umfasst
301 Befragte aus 21 Ländern, das heißt die
Verteilung der Nationalitäten war hier brei-
ter gefächert als bei den einheimischen Ver-
tretern. Außerdem waren 18 der 22 Nicht-
Gewerkschafter in dieser Kategorie zu fin-
den.

3
Ergebnisse: Einschätzungen
der Arbeitnehmervertreter

Die Daten werden in drei Schritten vorge-
stellt. Im ersten Schritt geht es um die Auf-
gaben der EBR in Bezug auf die Qualität
der Unterrichtung und Anhörung und die
Relevanz der dort angesprochenen Fragen
sowie um die Effektivität des EBR. Im zwei-
ten Schritt wird die Rolle der EBR bei der
Umstrukturierung von Unternehmen be-
wertet unter besonderer Berücksichtigung
des Zeitpunktes, zu dem die Vertreter des
EBR über Umstrukturierungsvorhaben
von den Arbeitgebern informiert wurden.
In einem dritten Schritt werden die Inhal-
te der transnationalen Vereinbarungen, die
die EBR mit den Arbeitgebern getroffen
haben, analysiert.

3.1 DIE AUFGABEN DER EBR 

Im Zentrum der Richtlinie stehen die Vor-
schriften zur Gewährleistung von Informa-

tions- und Anhörungsrechten der Beleg-
schaft zu Themenkomplexen, die für die
Unternehmensentwicklung relevant sind.
§ 2 der subsidiären Vorschriften nach Arti-
kel 7 der Richtlinie verpflichtet die Arbeit-
geber, den EBR über bestimmte Fragen, die
das Unternehmensergebnis und die -stra-
tegie betreffen, zu informieren und an-
zuhören. Grundsätzlich wurden bei der
überwältigenden Mehrheit der geschlosse-
nen EBR-Vereinbarungen diese Bedingun-
gen aus § 2 übernommen (Carley/ Margin-
son 2000; Marginson et al. 1998). Die
Bandbreite der Themenkomplexe zeigt Ta-
belle 1. Der untere Abschnitt von Tabelle 1
umfasst Fragen, die entweder kürzlich im
Forderungskatalog europäischer Gewerk-
schaften eine herausragende Rolle spielten
oder die selber Gegenstand einer EU-
Richtlinie sind.

Die ersten vier Spalten im oberen Ab-
schnitt von Tabelle 1 illustrieren die An-
sichten der EBR-Vertreter zur Qualität der
auf § 2 basierenden Bereiche der Richtlinie.
Weniger als ein Drittel der EBR-Vertreter
war der Meinung, dass im Bereich aller auf

§ 2 bezogenen Aspekte relevante Informa-
tionen übermittelt wurden bzw. die An-
hörung hilfreich war. Außerdem berichte-
ten mehr als 40 % der Vertreter, dass Punk-
te wie „Änderung der Arbeitsmethoden“,
„Neuorganisation der Fertigungsabläufe“
und „Regeln zur Einführung neuer Tech-
nologien“ gar nicht auf der Tagesordnung
des EBR aufgetaucht waren. Im Durch-
schnitt hatten EBR-Vertreter an vier Ple-
narsitzungen der EBR teilgenommen.
60,3 % der befragten Vertreter wussten zu
berichten, dass lediglich eine jährlich statt-
findende Plenarsitzung des EBR in der Ver-
einbarung vorgeschrieben war. Weitere
30,5 % gaben an, dass zwei Sitzungen pro
Jahr gestattet waren. Somit kann man da-
von ausgehen, dass Fragen, die als „nicht
thematisiert“ bezeichnet wurden, bereits
über einen relativ langen Zeitraum nicht
angesprochen worden waren.

Eine große Zahl von EBR-Vertretern
gab an, dass zwar Informationen zu den
Fragen aus § 2 gegeben wurden, eine An-
hörung aber nicht stattgefunden habe. Und
nur zu einem Thema des Gewerkschaftska-

Tabelle 1: Die Qualität der Unterrichtung und Anhörung nach Themen 
– in % –
Thema Nicht Thematisiert, Hilfreiche Hilfreiche Wichtigstes 

thematisiert aber nutzlose Information, Information Thema
Information aber keine und 

Anhörung Anhörung
Wirtschaftliche und 5,5 7,0 59,4 28,1 17,9
finanzielle Situation des 
Unternehmens
Unternehmensstrategie 9,3 7,2 56,2 27,3 27,2
und Investition
Änderung der 43,6 11,8 30,4 14,2 1,9
Arbeitsmethoden
Betriebsschließungen und 19,2 9,1 47,1 24,5 24,6
-verkleinerungen
Fusionen, Übernahmen, 24,3 7,8 53,1 14,8 6,7
Akquisition
Neue Technologien 44,8 9,9 36,8 8,5 0,9
Neuorganisation der 48,2 7,2 33,8 10,8 1,7
Fertigungsabläufe
Standortwechsel/ 37,8 5,9 40,8 15,4 3,2
Verlagerung der Produktion
Beschäftigungsprognosen 31,5 11,4 43,6 13,5 3,9
Forschungs- und 42,1 12,9 36,6 8,5 0,4
Entwicklungspolitik
Ausbildung 48,4 10,4 26,0 15,2 0,6
Chancengleichheit 55,6 10,6 22,2 11,6 1,3
Gesundheit und Sicherheit 40,2 8,9 26,8 24,1 3,4
Umweltschutz 46,3 11,2 27,1 15,4 1,1
Gewerkschaftsrechte 53,5 12,5 16,9 17,1 1,5
Arbeitszeit 57,3 11,0 19,9 11,8 0,4
Gewinnbeteiligung/ 55,4 9,9 23,3 11,4 0,6
finanzielle Beteiligung
Erziehungsurlaub 81,4 5,3 9,1 4,2 0,2
Sonstiges* 97,7 0,2 0,8 1,3 2,4
Alle EBR-Vertreter: N=473
*EBR Vertreter, die Angaben unter „Sonstiges“ gemacht hatten, wurden gebeten, zu konkretisieren, um welches Thema es sich
handelte. Die Mehrheit der EBR Vertreter erwähnte entweder Renten oder Kommunikation 
unter „Sonstiges“.

Quelle: Eigene Erhebung.
Hans Böckler
Stiftung
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den EBR zur Bildung von besonderen In-
teressengruppen gekommen ist. Wenn
außerdem Funktionsträger aus demselben
Herkunftsland stammen wie das Unter-
nehmen, erhöht sich die Möglichkeit, dass
der EBR als verlängerter Arm nationaler
Arbeitsbeziehungen fungiert, wie einige
Kritiker der Richtlinie vorausgesagt hatten
(Streeck 1997).

Das Herkunftsland der Unternehmen
spielte ebenfalls eine Rolle bei der Bewer-
tung der Leistungen der EBR. Frühere Stu-
dien hatten ergeben, dass der Umfang der
Informationen sowie die Qualität der An-
hörung bei angelsächsischen Unternehmen
geringer sind als bei solchen in kontinen-
tal-europäischem Besitz (Waddington
2003; Marginson et al. 2004). Die in Tabel-
le 2 dargestellten Ergebnisse bestätigen die
früherer Studien allerdings nicht. Zwar un-
terscheiden sich die Einschätzungen der
kontinentaleuropäischen und angelsächsi-
schen EBR-Vertreter nicht, wenn sie nach
der Effektivität der EBR als Informations-
quelle befragt werden, es ergeben sich aber
Differenzen bei der Bewertung der Frage
nach den Handlungs- und Einflusschancen
der EBR. Hierbei fällt die Einschätzung der
EBR in angelsächsischen Unternehmen po-
sitiver aus als in Unternehmen kontinental-
europäischer Herkunft. Das mag darauf
hindeuten, dass in ganz Kontinentaleuropa
die  nationalen Bestimmungen zur Offen-
legung von Informationen vergleichsweise
anspruchsvoller  sind, sodass der „Zuge-
winn“ an Rechten für kontinentaleuropäi-
sche EBR begrenzter bleibt. In der Praxis
sind EBR oft – verglichen mit nationalen
Betriebsräten oder ähnlichen Einrichtun-
gen – in ihrer Bedeutung als Informations-
quelle zweitrangig. Dagegen bewerten Ver-
treter aus Unternehmen in kontinentaleu-
ropäischem Besitz die Leistungen der EBR
als „Anhörungsmedium“ und als „Mittel

des EBR in jenen Bereichen als besonders
effektiv bewertet wird, in denen das Betei-
ligungsniveau eher gering ist.

Das bedeutet: Der Informationsfluss
funktioniert. Das bedeutet jedoch nicht,
dass der EBR gleichermaßen auch als Bera-
tungsgremium genutzt und anerkannt
wird. Dieser Befund stimmt mit den ein-
gangs zitierten Untersuchungsergebnissen
wie auch mit den Fallstudien überein. Bei-
spiele hierfür sind Renault, Otis und Marks
& Spencer, bei denen die EBR nicht genü-
gend Durchsetzungsvermögen hatten, um
die von den Arbeitgebern gefassten Pläne
zu beeinflussen (Einzelheiten bei Lorber
1997; Bruggermann 1997; EWCB 2001).

Demnach bestehen hinsichtlich Qua-
lität und Umfang der Weitergabe von In-
formationen signifikante Defizite, ebenso
wie bei der Konsultation des EBR durch
das Management (Lecher et al. 2002, S 177–
210). Ein Durchschnittswert von unter drei
verdeutlicht, dass die EBR im Allgemeinen
als unwirksames Mittel angesehen werden,
wenn es darum geht,„Arbeitgeberentschei-
dungen zu beeinflussen“. Das der Richtlinie
zugrunde liegende Ziel ist damit in den Au-
gen der Arbeitnehmervertreter verfehlt
worden.

Funktionsträger halten die EBR hin-
sichtlich aller in Tabelle 2 aufgeführten
Aspekte für wirksamer als EBR-Mitglieder,
die kein sonstiges Interessenvertretungs-
mandat haben, was die Bedeutung der
Funktionsträger für die künftige Entwick-
lung der EBR unterstreicht. Die durchweg
niedrigeren Werte der EBR-Mitglieder ver-
weisen darauf, dass sie einigen der von den
EBR in Angriff genommenen Aktivitäten
distanzierter gegenüberstehen als die
Funktionsträger. Obwohl dies bis zu einem
gewissen Grad unausweichlich ist, gibt es
dennoch Anlass zur Sorge, denn eine solche
Distanz könnte darauf hinweisen, dass es in

talogs – „Gesundheit und Sicherheit“ – be-
richtete mehr als die Hälfte der EBR-Ver-
treter, ein Minimum an „hilfreicher Infor-
mation“ erhalten zu haben. Mehr als 40 %
gaben an, dass kein einziger Punkt aus dem
Gewerkschaftskatalog im EBR angespro-
chen worden war. Den EBR-Vertretern ist
es offensichtlich nicht gelungen, das Pro-
gramm der EBR wesentlich über die von
der Europäischen Kommission (EK) vorge-
gebenen Themen hinaus zu erweitern.

Die fünfte Spalte in Tabelle 1 doku-
mentiert, welche Bedeutung EBR-Vertreter
den einzelnen Themen beimessen. Drei
Punkte stehen dabei deutlich vor allen 
anderen im Vordergrund:„Unternehmens-
strategie und Investition“, „Betriebs-
schließungen oder -verkleinerungen“ und
„wirtschaftliche und finanzielle Situation
des Unternehmens“. Dass diesen Punkten
soviel Gewicht beigemessen wurde, be-
stätigt die Anfangserwartung der EK: Ar-
beitnehmervertreter in multinationalen
Unternehmen (MNU) würden vom Zu-
gang zu Informationen im Hinblick auf das
Unternehmensergebnis und die -strategie
profitieren. Relativ wenig Bedeutung mes-
sen die Vertreter den Themen des Gewerk-
schaftskatalogs bei. Das heißt, die EBR-Ver-
treter sehen noch nicht die Notwendigkeit,
das Programm der EBR um Forderungen
aus dem Gewerkschaftskatalog zu erwei-
tern. Wichtiger ist es ihnen, den formalen,
von der EK ausgearbeiteten Themenkata-
log weiterzuentwickeln.

Tabelle 2 zeigt, für wie effektiv die EBR-
Vertreter den Ablauf der Unterrichtungs-
und Anhörungsverfahren innerhalb der
EBR halten. Auf einer Skala von eins (sehr
ineffektiv) bis fünf (sehr effektiv) erreicht
keines der Durchschnittsergebnisse einen
Wert von mehr als vier. Die Befragten stu-
fen die Gesamtleistung des EBR also eher
bescheiden ein. Es fällt auf, dass die Arbeit

Tabelle 2: Wie effektiv ist der Europäische Betriebsrat? – Skalenbewertung*
Insgesamt Amtsinhaber EBR- Angel- Kontinental Vertreter aus Ausländische 

Mitglieder sächsisches europäisches Herkunftsland Vertreter
Unternehmen Unternehmen

Als Informationsquelle 3,85 3,92 3,83 3,84 3,85 3,79 3,88
Als Mittel, eine Meinung über 3,71 3,75 3,69 3,80 3,67 3,69 3,72
Unternehmensangelegenheiten 
auszudrücken
Als Mittel, die Informationspolitik 3,54 3,57 3,52 3,61 3,50 3,50 3,57
des Unternehmens zu überprüfen
Als Mittel der Anhörung 3,46 3,51 3,43 3,39 3,48 3,43 3,48
Als Mittel, Arbeitgeber- 2,61 2,64 2,55 2,59 2,62 2,50 2,63
entscheidungen zu beeinflussen
*Befragte wurden gebeten, auf ihrer Antwort eine Fünf-Punkte-Skala zu verwenden; sehr effektiv, effektiv, weder effektiv noch ineffektiv, ineffektiv und sehr ineffektiv. Die Punkte auf der Skala 
waren 1 bis 5. Drei Punkte bedeutet daher „weder effektiv noch ineffektiv“. Die dargestellten Punktzahlen bilden den Durchschnitt für jede Kategorie der EBR Vertreter. Eine durchschnittliche Punktzahl
höher als drei bedeutet daher, dass die Vertreter ihren EBR für effektiv hielten, während eine durchschnittliche Punktzahl von weniger als drei darauf hindeutet, dass die Vertreter den EBR ineffektiv 
fanden.

Quelle: Eigene Erhebung.
Hans Böckler
Stiftung
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zur Beeinflussung von Managementent-
scheidungen“ als überlegen. Das heißt aber
auch, dass, obwohl die nationalen Bestim-
mungen zur Anhörung in Unternehmen in
angelsächsischem Besitz nur schwach aus-
geprägt sind, das Vorhandensein eines EBR
die Anhörungsverfahren nicht wesentlich
verbessert hat. Worin auch immer diese
Unterschiede zwischen den Unternehmen
begründet sind, ist es offensichtlich, dass
die EBR nicht für einheitliche Standards
bei Information und Anhörung gesorgt ha-
ben.

Von der EBR-Richtlinie erwartete die
Kommission insbesondere für ausländi-
sche Vertreter innerhalb der MNU einen
Gewinn, da diese Arbeitnehmervertreter
keinen regulären Zugang zur Unterneh-
mensleitung haben, die für strategische
Entscheidungen der Unternehmen verant-
wortlich ist und meist im Herkunftsland
der MNU sitzt. Tabelle 2 bestätigt diese Er-
wartung insoweit, dass ausländische Ver-
treter durchweg die Leistung der EBR-Ver-
fahren höher einschätzen als die Vertreter
aus dem Herkunftsland. Diese vergleichs-
weise bessere Bewertung durch ausländi-
sche Vertreter widerspricht den Erwartun-
gen der Kritiker der Richtlinie in zweifa-
cher Hinsicht: Erstens erwarteten Kritiker
der Richtlinie, dass EBR lediglich eine Aus-
weitung der nationalen Systeme der indus-
triellen Beziehungen darstellen und daher
dazu tendieren würden, ausländische Re-
präsentanten auszuschließen. Zweitens ar-
gumentierten die Kritiker, die Bestimmun-
gen der Richtlinie unterstützten den Auf-
bau von Netzwerken nur unzureichend.
Auch wenn diese Unterstützung nur mager
ausfällt, die bessere Bewertung durch die
ausländischen Vertreter legt nahe, dass die
Netzwerkaktivitäten für die ausländischen
Vertreter von besonderem Nutzen sind. Es
muss jedoch angemerkt werden, dass die
Argumentation der Kritiker der Richtlinie
dort überzeugt, wo Vertretern aus Her-
kunftsländern nachgewiesen wurde, dass
sie die Einrichtung eines EBR zunächst
einmal mit der Begründung blockierten,
dass ein EBR ihren Einfluss innerhalb des
Unternehmens beschneiden würde (Blok-
land/Berentsen 2003). Dass EBR nur in et-
wa einem Drittel der Unternehmen im Gel-
tungsbereich der Richtlinie eingerichtet
wurden, könnte auf einen solchen hem-
menden Einfluss verweisen.

3.2 EBR UND UNTERNEHMENS-
UMSTRUKTURIERUNG

In den Augen der Kommission besteht eine
Schlüsselaufgabe der EBR darin, Arbeit-
nehmervertreter in die Umstrukturie-
rungsprozesse der Unternehmen einzube-
ziehen, die mit der Einführung des eu-
ropäischen Binnenmarktes erheblich zu-
genommen haben. Die EBR erschienen
zunächst als das geeignete Instrument, um
eine solche Teilhabe durchzusetzen. Jedoch
gab es dann zahlreiche Fälle von Unterneh-
mensumstrukturierungen, bei denen die
EBR-Vertreter erfolgreich daran gehindert
worden waren, sich einzubringen. Deswe-
gen nahm die im November 2004 angetre-
tene Kommission entsprechende Verpflich-
tungen in ihre Sozialpolitische Agenda
2005-2010 auf. Es ging darum, einen Weg
zu finden, die Sozialpartner bei der Um-
strukturierung stärker einzubinden und
das Potenzial der EBR, durch Verhandlun-
gen Umstrukturierungen mitzugestalten,
voll auszuschöpfen (EWCB 2005a). Das ur-
sprüngliche Ziel der Kommission, die Be-
teiligung der Arbeitnehmervertreter an der
Unternehmensumstrukturierung sicher-
zustellen, wurde durch die Fähigkeit des
Managements gefährdet, die EBR-Vertre-
ter vom Umstrukturierungsprozess auszu-
schließen. Wie häufig Umstrukturierungs-
maßnahmen stattfanden, kann daran ab-
gelesen werden, dass nicht weniger als 385
(81,4 %) der Befragten angaben, ihre Ar-
beitgeber hätten in den drei Jahren vor die-
ser Umfrage Umstrukturierungsmaßnah-
men durchgeführt. Tabelle 3 illustriert Un-
terrichtungs- und Anhörungsverfahren,
die den EBR zur Verfügung standen, als das
Unternehmen umstrukturiert wurde.

Die Ergebnisse zeigen, dass die ur-
sprünglichen Erwartungen der Kommis-
sion bezüglich der Unternehmensrestruk-
turierung nicht erfüllt wurden. Weniger 
als ein Viertel der EBR-Vertreter wurde

über Umstrukturierungsmaßnahmen in-
formiert, bevor die Arbeitgeber ihren end-
gültigen Beschluss fassten, und nur knapp
20 % wurden vor der endgültigen Ent-
scheidung zur Umstrukturierung ange-
hört. Dies bedeutet, dass über 75 % der
EBR-Vertreter entweder erst nach der end-
gültigen Entscheidung oder gar nicht über
die Umstrukturierungsmaßnahmen infor-
miert wurden. Ähnliches gilt für über 80 %
der EBR-Vertreter in Bezug auf Anhörung.
Der von der Unternehmensleitung gewähl-
te Zeitpunkt für die Bekanntgabe der In-
formation und die Anhörungen, sofern sie
überhaupt stattfindet, schränkt die Ein-
flussnahme des EBR auf die Umstrukturie-
rung erheblich ein. Dieses Ergebnis wird
durch die geringe Zustimmung der Vertre-
ter zu der Aussage bestätigt, dass der EBR
„sehr hilfreich“ bei der Einflussnahme auf
Arbeitgeberentscheidungen ist (Tabelle 2).
Wenn EBR-Vertreter überhaupt über Um-
strukturierungsvorhaben der Arbeitgeber
informiert wurden, dann meistens, nach-
dem die endgültige Entscheidung bereits
gefallen war, jedoch noch bevor die Unter-
nehmensleitung damit an die Öffentlich-
keit ging. Auch eine Anhörung findet zu-
meist zu diesem Zeitpunkt statt.

Wenn also Funktionsträger zu einer
größeren Bandbreite von Informationen
Zugang haben als EBR-Mitglieder – das 
legen die Ergebnisse in Tabelle 2 nahe –,
dann wäre auch zu erwarten, dass sie eher
über Umstrukturierungsmaßnahmen in-
formiert werden als EBR-Mitglieder. Dies
ist in der Tat so. Während 7,1 % der Funk-
tionsträger angaben, nicht informiert, und
25,4 % nicht angehört worden zu sein, be-
vor die Umstrukturierungsmaßnahmen in
Szene gesetzt wurden, lagen die entspre-
chenden Werte für EBR-Mitglieder bei
15,5 % bzw. 38,0 %. Diese Diskrepanz zwi-
schen den Funktionsträgern und den EBR-
Mitgliedern legt nahe, dass einige Funk-
tionsträger den EBR-Mitgliedern entweder

Hans Böckler
Stiftung

Tabelle 3: Einbeziehung des EBR bei der Umstrukturierung von 
Unternehmen – in % – 

Wann wurde der Wann wurde der 
EBR von der EBR zur 
Umstrukturierung Umstrukturierung 
unterrichtet? angehört?

Vor der endgültigen Entscheidung 24,2 19,9
Vor der Veröffentlichung der Entscheidung 37,0 29,7
Nach der Veröffentlichung der Entscheidung 25,7 20,5
Der EBR wurde weder unterrichtet noch angehört 13,1 30,0

N = 385 N = 385

Quelle: Eigene Erhebung.
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die Informationen über Unternehmens-
umstrukturierungen vorenthalten oder es
ihnen nicht gestattet ist, entsprechende In-
formationen weiterzugeben. Das Nicht-
Weitergeben der Informationen könnte
zum einen im Zeitpunkt der Bekanntgabe
der Umstrukturierungsmaßnahmen sei-
tens der Arbeitgeber an die Funktionsträ-
ger begründet liegen. Gründe könnten aber
auch technische Probleme im Kommuni-
kationssystem oder unregelmäßige Sitzun-
gen sein. Wie auch immer, es ist offensicht-
lich, dass die Funktionsträger besser infor-
miert sind als die EBR-Mitglieder, was das
zuvor benannte Problem der unzureichen-
den internen Kommunikation innerhalb
vieler EBR-Gremien noch verdeutlicht.

3.3 EBR UND TRANSNATIONALE
VEREINBARUNGEN 

Der EBR bei Danone hat mit seinen trans-
nationalen Vereinbarungen in den späten
1980er Jahren Pionierarbeit geleistet. Bis
dato waren transnationale Vereinbarungen
nur selten anzutreffen (Carley 2001). Man
könnte meinen, dass sich die Lage nun ra-
pide ändert. Die Kommission hat Daten
veröffentlicht, aus denen hervorgeht, dass
beispielsweise bis Dezember 2005 insge-
samt 95 transnationale Vereinbarungen in
65 Unternehmen abgeschlossen wurden
(Europäische Kommission 2006). Die Teil-
nehmer unserer Umfrage wurden gebeten
anzugeben, ob die für sie geltende EBR-
Vereinbarung auch Bestimmungen für den
Abschluss transnationaler Vereinbarungen
enthält. Insgesamt 141 (29,8 %) der Be-
fragten bejahten dies, während 184
(38,9 %) angaben, dass diese Bestimmun-
gen nicht existierten. 148 (31,3 %) wussten
darüber nicht Bescheid. Von den 141 Be-
fragten, die die Bestimmungen zur Aus-
handlung von Vereinbarungen bestätigten,

gaben 122 an, diese Möglichkeit wahrge-
nommen und eine transnationale Verein-
barung geschlossen zu haben. Tabelle 4
zeigt die Themenbereiche dieser transna-
tionalen Vereinbarungen.

Für die Interpretation dieser Daten ist
es wichtig anzumerken, dass es sich bei den
Umfrageergebnissen in Tabelle 4 um Aus-
sagen der EBR-Vertreter und nicht um In-
formationen handelt, die die Unternehmen
zur Verfügung stellten. Daher können die
Angaben nicht direkt mit den Daten der
Kommission verglichen werden. Drei
Aspekte fallen ins Auge: Zum einen sind
analog zu den Daten der Kommission Ge-
sundheit und Sicherheit die am häufigsten
vertretenen Themen in transnationalen
Vereinbarungen. Zweitens befasst sich die
Mehrheit der transnationalen Vereinba-
rungen nicht direkt mit den Beschäfti-
gungsbedingungen: Das heißt das Aushan-
deln transnationaler Vereinbarungen und
Tarifverhandlungen sind in einem gewis-
sen Maße voneinander getrennt. Drittens
befassen sich einige der Vereinbarungen in
der Kategorie „Sonstiges“ mit Themen wie
Sondervergütung, Bezahlung nach Leis-
tung und Arbeitszeit. Diese Vereinbarun-
gen sind zumeist jüngeren Datums und
stoßen deutlich in den Bereich der Be-
schäftigungsbedingungen vor. Ihre wach-
sende Zahl deutet an, dass die EBR-Akti-
vitäten weg von den „weichen“ Themen
hin zu solchen umschwenken, die größere
Bedeutung für den Arbeitsvertrag haben.

Ob transnationale Vereinbarungen ge-
troffen werden, hängt nach Tabelle 4 nicht
augenfällig vom Unternehmenssitz ab: So
betrug der Anteil der EBR-Vertreter in Un-
ternehmen, die sich in kontinentaleuropäi-
schem Besitz befinden und eine solche Be-
stimmung erwähnten, 29,3 %, verglichen
mit 33,7 % in Unternehmen in angelsäch-
sischem Besitz. In ähnlicher Weise hatten

85,7 % der Vertreter aus Unternehmen 
in kontinentaleuropäischem Besitz und
88,2 % der Vertreter aus Unternehmen in
angelsächsischem Besitz, die über die Mög-
lichkeit verfügten, transnationale Vereinba-
rungen abzuschließen, davon auch Ge-
brauch gemacht. Diese Ergebnisse stim-
men mit den Befunden der Kommission
überein, wonach in Unternehmen mit Sitz
in Frankreich und den Vereinigten Staaten
die meisten transnationalen Vereinbarun-
gen geschlossen werden (Europäische
Kommission 2006). Abgesehen davon, dass
transnationale Vereinbarungen in angel-
sächsischen Unternehmen eher die Berei-
che Gesundheit und Sicherheit, in konti-
nentaleuropäischen Firmen häufiger die
Förderung der Chancengleichheit beinhal-
ten, fallen, bezogen auf den Aspekt des Her-
kunftslandes, die Unterschiede bei Themen
transnationaler Vereinbarungen eher ge-
ring aus.

Weit wichtiger für unsere Analyse ist
die wachsende Zahl transnationaler Ver-
einbarungen, die auf eine Entwicklung der
EBR hindeutet, die über Unterrichtung
und Anhörung hinaus Verhandlungen mit
einschließt. In der Tat wird durch diese
Entwicklung das Repertoire der EBR er-
weitert. Zwei miteinander verknüpfte Fra-
gen werden durch die wachsende Zahl
transnationaler Vereinbarungen aufgewor-
fen: Werden sich, erstens, die Gegenstände
transnationaler Vereinbarungen weitge-
hend von Themen, die die Arbeitsbedin-
gungen von Arbeitnehmern direkt beein-
flussen, abgrenzen lassen?  Und zweitens, in
welchem Verhältnis stehen von den EBR
geführte Verhandlungen langfristig zu Ta-
rifverhandlungen? 

4
Schlussfolgerungen

Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Qualität
der Unterrichtung und Anhörung in der
überwältigenden Mehrheit der EBR nicht
den ursprünglichen Vorstellungen der
Kommission entspricht. Selbst bei jenen
Themen, die auf § 2 der Richtlinie basieren,
sind ausreichende Information und An-
hörung nicht weit verbreitet. Außerdem
gibt es nur wenige Hinweise darauf, dass
die Arbeitnehmervertreter die Aufgaben-
gebiete der EBR erweitert haben, um ge-
werkschaftliche Themen aufzunehmen.
Auch die Tatsache, dass EBR-Vertreter nur

Tabelle 4: Gegenstandsbereiche* transnationaler Vereinbarungen 
– in % – 

Alle EBR Unternehmen im Unternehmen im 
Vertreter angelsächsischen kontinental-

Besitz europäischen Besitz
Gesundheit und Sicherheit 48,3 60,0 45,6
Förderung der Chancengleichheit 42,6 33,3 45,6
Arbeitnehmermobilität 29,5 30,0 28,8
Aus- und Weiterbildung 27,6 26,7 27,8
Nichtraucherschutz 9,1 13,3 7,8
Subunternehmen 4,1 6,7 3,3
Sonstiges 23,3 23,3 23,3

N=122 N=30 N=90
*Nennungen ausschließlich EBR-Vertreter. Keine Unternehmensangaben.

Quelle: Eigene Erhebung.
Hans Böckler
Stiftung
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selten durch Information und Anhörung
an Umstrukturierungsmaßnahmen in den
Unternehmen beteiligt werden, spiegelt
diesen Mangel wider. In der Mehrzahl der
Fälle ist die endgültige Entscheidung be-
reits gefallen, bevor die Arbeitgeber die In-
formationen herausgeben oder eine An-
hörung zur Unternehmensumstrukturie-
rung anberaumt wird. Daher sind die Mög-
lichkeiten für EBR-Vertreter, den Ausgang
der Umstrukturierung zu beeinflussen,
stark eingeschränkt oder gar ausgeschlos-
sen. Im Gegenzug deutet jedoch eine zu-
nehmende Anzahl von transnationalen
Vereinbarungen über eine ständig wach-
sende Palette an Vereinbarungsgegenstän-
den darauf hin, dass die EBR auf dem Weg
sind, sich zu mehr als nur einer Plattform
für Information und Anhörung zu ent-
wickeln.

Dieses Entwicklungsmuster der EBR
führt zu einer Vielzahl von Fragen über de-
ren Zukunft, von denen drei hier noch an-
gesprochen werden sollen:

Erstens scheint es zum jetzigen Zeit-
punkt (2006) unwahrscheinlich, dass die
Kommission die Richtlinie kurzfristig
grundlegend revidieren wird, auch wenn
das Europäische Parlament Druck ausübt.
Um also die Qualität von Information und
Anhörung zu verbessern, sind entweder die
EBR-Vertreter aufgefordert, die Vereinba-
rungen mit den Arbeitgebern neu zu ver-
handeln, um Kriterien zur Informationsof-
fenlegung und Anhörung präziser zu defi-
nieren, oder aber sie müssen die Arbeitge-
ber zwingen, sich den Vorstellungen der
Kommission adäquat zu verhalten. Ansät-
ze zu Neuverhandlungen der Vereinbarun-
gen gibt es bereits (Kerckhofs 2006). Diese

wurden dadurch gestützt, dass detaillierte
Anleitungen der EGV vorlagen und man
auf Definitionen zur Unterrichtung und
Anhörung in der EU-Richtlinie über Ar-
beitnehmermitbestimmung in Europäi-
schen Aktiengesellschaften zurückgreifen
konnte. Es bleibt abzuwarten, ob diese An-
sätze ausreichen, um die Qualität der In-
formation und Anhörung zu verbessern.
Sie spiegeln jedoch die Sorge wider, die un-
ter den EBR-Vertretern und innerhalb der
EGV über schwache Informations- und
Anhörungsvereinbarungen herrscht.

Zweitens hat die Kommission vor
Kurzem versucht, eine engere Verbindung
zwischen EBR und Unternehmensrestruk-
turierung herzustellen. Es ist klar, dass der
EBR eines der sehr wenigen Gremien ist,
das bei transnationalen Unternehmensum-
strukturierungen zugunsten der Arbeit-
nehmerschaft eingreifen kann. Die Kom-
mission hatte sich in der Tat eine solche 
Intervention vorgestellt, als sie den Richt-
linienentwurf einbrachte. Die in diesem
Beitrag vorgestellten Ergebnisse illustrie-
ren, dass die Bandbreite der EBR-Aktivitä-
ten zwar weit über den Bereich der Um-
strukturierung hinausgehen, dass aber 
viele EBR gerade bei Firmenumstrukturie-
rungen effektiv ausgeschlossen sind. Ver-
knüpft man diese Ergebnisse, kommt man
zu dem Schluss, dass der Versuch der Eu-
ropäischen Kommission, die Rolle der EBR
bei Unternehmensumstrukturierungen zu
festigen, nicht funktioniert. Das verdeut-
licht allerdings auch, dass EBR nicht be-
sonders gut aufgestellt sind, wenn es um die
Frage der Unternehmensrestrukturierung
geht. Da die Kommission offenbar im Mo-
ment nicht daran denkt, die Schwächen der

Richtlinie in diesem Bereich zu korrigie-
ren, bleibt es hauptsächlich den EBR-Ver-
tretern vorbehalten, Initiativen zur Behe-
bung der Mängel zu ergreifen. Der beste
Weg, die Rolle der EBR bei Unternehmens-
umstrukturierungen zu stärken, wären kla-
re Vereinbarungen zur Vorgehensweise bei
Umstrukturierungsprozessen. Der Termin
für die Unterrichtung und Anhörung müs-
ste genau definiert werden. Solche Verein-
barungen sind beispielsweise bei Axa, De-
xia, General Electric und Total (EWCB
2003; 2005b; Pulignano et al. 2005) abge-
schlossen worden.

Drittens wirft das Aufkommen einer
aktiven Verhandlungsrolle einer wachsen-
den Anzahl von EBR eine Reihe von Fragen
auf, die das Verhältnis zwischen den EBR,
Tarifverhandlungen und Gewerkschaften
betreffen. Sollten EBR dazu übergehen,
sich der Themen anzunehmen, die tradi-
tionell bei Tarifverhandlungen auf der Ta-
gesordnung stehen, so könnten sich daraus
Kompetenzstreitigkeiten mit den Gewerk-
schaften ergeben.Außerdem unterscheiden
sich die Ansichten hinsichtlich der effek-
tivsten Formen der Beziehungen zwischen
diesen drei Institutionen gravierend, je
nach dem welches Land oder welchen Sek-
tor man betrachtet. In Ländern und Bran-
chen, in denen Tarifverhandlungen auf Un-
ternehmensebene geführt werden, neigt
man beispielsweise zu weniger Widerstand
gegen die Erweiterung der Verhandlungs-
rolle der EBR als in Ländern und Branchen,
in denen Tarifverhandlungen für ganze
Branchen stattfinden. Eine Debatte darü-
ber, welche Vorgehensweise innerhalb der
Gewerkschaften auf allen Ebenen zu be-
vorzugen ist, hat daher höchste Priorität.
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